
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: nein

BGB § 1574 Abs. 2

Zur Angemessenheit einer Erwerbstätigkeit einer 50jährigen 
Ehefrau, die rund 30 Jahre zuvor eine Ausbildung als Er­
zieherin erlangt hat, danach mehrere Jahre in diesem Beruf 
tätig gewesen ist und sich anschließend mehr als 20 Jahre 
lang in einer wirtschaftlich gut gestellten Ehe dem Haushalt 
und der Erziehung eines Kindes gewidmet hat.

BGH, urteil vom 19. November 1990 - XII ZR 27/90 - OLG Koblenz
AG Mainz
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Der XII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 19. Dezember 1990 durch den 
Vorsitzenden Richter Lohmann und die Richter Portmann, 
Dr. Blumenrohr, Dr, Krohn und Dr. Knauber

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Antragstellers wird 
das Urteil des 11. Zivilsenats - 3. Senat 
für Familiensachen - des Oberlandesge­
richts Koblenz vom 19. Dezember 1989 
unter Zurückweisung des weitergehenden 
Rechtsmittels im Kostenpunkt und insoweit 
aufgehoben, wie der Antragsteller verur­
teilt worden ist, mehr als folgenden 
Unterhalt an die Antragsgegnerin zu 
zahlen:

Für die Zeit vom 23. Juni bis 31. Juli 
1989 monatlich 1.989 DM Elementarun- 
terhalt,

für August 1989 2.440 DM Elementarun­
terhalt,

für September 1989 2.440 DM Elementar­
unterhalt sowie 170,37 DM Krankheits- 
und 288 DM Altersvorsorgeunterhalt,

für Oktober bis Dezember 1989 monat­
lich 1.349 DM Elementarunterhalt und 
252 DM Altersvorsorgeunterhalt,
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für die Zeit ab Januar 1990 monatlich 
1.227 DM Elementarunterhalt und 229 DM 
Altersvorsorgeunterhalt.

Im Umfang der Aufhebung wird der Rechts­
streit zur neuen Verhandlung und Ent­
scheidung, auch über die Kosten des Revi­
sionsverfahrens, an das Berufungsgericht
zurückverwiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand;

Die Parteien waren seit Dezember 1965 miteinander ver­
heiratet. Aus der Ehe stammt eine im November 1969 geborene 
Tochter. Nach der im August 1986 vollzogenen Trennung wurde 
die Ehe durch (Verbund-JUrteil vom 30. Januar 1989, das auch 
den Versorgungsausgleich regelte, geschieden (insoweit seit 
dem 23. Juni 1989 rechtskräftig).

Nachdem der Trennungsunterhalt im Wege einstweiliger 
Anordnung geregelt worden war, machte die Ehefrau (Antrags-

2t *

gegnerin) im Scheidungsverfahren nachehelichen Unterhalt 
- in Höhe von seinerzeit monatlich 2.667,16 DM - geltend, um 
dessen Höhe die Parteien noch streiten.

Der Ehemann (Antragsteller) ist Diplomingenieur. Seit 
Februar 1987 ist er als Betriebsleiter bei der Firma W. GmbH
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und Et Co. KG tätig. Sein Bruttogehalt betrug zunächst monat­
lich 9.230 DM und seit Janur 1989 monatlich 10.130 DM, je­
weils zuzüglich eines dreizehnten Monatsgehalts. Der Ehemann 
zahlt an die gemeinsame Tochter monatlich 800 DM Unterhalt. 
Dieser soll nach dem Willen beider Parteien vorrangig be­
rücksichtigt werden.

Die im Dezember 1938 geborene Ehefrau ist gelernte Er­
zieherin. Sie übte den Beruf bis zur Geburt der Tochter etwa 
neun Jahre lang aus; danach war sie während der Ehe nicht 
mehr erwerbstätig. Nach der Trennung der Parteien leistete 
sie im Februar 1987 ein vierzehntägiges Praktikum in einem 

" Kindergarten ab. Seit Mitte 1987 bemühte sie sich um eine 
Stelle als Erzieherin; ihre Bewerbungen blieben jedoch er­
folglos, Im Sommer 1989 legte die bis dahin bei der Ehefrau 
lebende Tochter das Abitur ab; seither lebte sie allein. Die 
Ehefrau zog daraufhin Anfang Juli 1989 zu ihren Verwandten 
nach H.. Dort fand sie zum 1. Oktober 1989 eine Tätigkeit 
als Verkäuferin in einem "Haus für gepflegte Wohnkultur", 
das Glas, Porzellan, Silber, Leuchten, Kunstgewerbe und Ein­
zelmöbel führt, bei einem monatlichen Nettoverdienst von 
1.338,90 DM (brutto 2.000 DM).

Im Oktober 1985 hatten die Parteien als Miteigentümer 
zu<je 1/2 ein Hausgrundstück erworben, das mit insgesamt 
560.000 DM - voll - fremdfinanziert wurde. Das Haus wurde 
1988 unter Wert veräußert. Die verbleibenden Verbindlich­
keiten von ca. 75.000 DM teilten die Parteien hälftig unter 
sich auf. Im Jahre 1987 kaufte der Ehemann zusammen mit 
seiner jetzigen Ehefrau, die er im August 1989 geheiratet 
hat, ein Hausgrundstück für 400.000 DM.

I



5

Durch Bescheid vom 13. Februar 1989 stellte das zustän­
dige Finanzamt eine Einkommensteuererstattung für 1987 zu-

* «

gunsten der Parteien in Höhe von 14.294 DM fest. In dem Be­
scheid wurden negative Einkünfte aus Vermietung und Ver­
pachtung für das inzwischen verkaufte Hausgrundstück in Höhe 
von 18.544 DM für den Ehemann und 18.543 DM für die Ehefrau, 
darüber hinaus weitere negative Einkünfte allein zugunsten 
des Ehemannes in Höhe von 38.815 DM angesetzt; insoweit han­
delte es sich nach dem Vortrag des Ehemannes um. die im Zu­
sammenhang mit der Finanzierung seines jetzigen Grundbesit­
zes entstandenen und steuerlich anerkannten Aufwendungen.

Das Amtsgericht - Familiengericht - gab dem Unterhalts­
begehren der Ehefrau unter Zurückweisung ihres weitergehen­
den Antrags in Höhe von monatlich 2.540,50 DM statt. Gegen 
das Urteil legten der Ehemann Berufung und die Ehefrau An­
schlußberufung ein. Der Ehemann vertrat die Auffassung, die 
Ehefrau sei in der Lage, ihren Lebensunterhalt durch. Aus­
übung einer angemessenen Erwerbstätigkeit selbst zu verdie­
nen; sie habe bisher keine ausreichenden Anstrengungen un­
ternommen, um eine zumutbare Erwerbstätigkeit nicht nur als 
Erzieherin, sondern auch in anderen vergleichbaren Positio­
nen zu finden; bei entsprechenden Bemühungen hätte sie 
- rechtzeitig - eine geeignete Anstellung finden können.

Die Ehefrau machte geltend, sie sei trotz geringer 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt bemüht, eine Beschäftigung zu 
finden; Hilfstätigkeiten als ungelernte Kraft seien ihr 
allerdings angesichts der durch die Position des Ehemannes 
geprägten sozialen Stellung in der Ehe und der ehelichen 
Lebensverhältnisse nicht zuzumuten. Mit der Anschlußberufung
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verfolgte sie hilfsweise das Begehren, den Ehemann - unter 
teilweiser Abänderung des amtsgerichtlichen Urteils - zu 
verurteilen, ihr Altersvorsorgeunterhalt von monatlich 
753,12 DM, weiter hilfsweise Krankheitsvorsorgeunterhalt von 
monatlich 320,05 DM, der Höhe nach jedoch begrenzt auf den 
Betrag von 2.540,50 DM, zu zahlen.

Das Berufungsgericht änderte das amtsgerichtliche 
Urteil auf die beiderseitigen Rechtsmittel teilweise ab und 
verurteilte den Ehemann, folgenden Unterhalt zu zahlen: 
Elementarunterhalt in Höhe von monatlich 2.025 DM für die 
Zeit vom 23. Juni bis 31. Juli 1989, 2.514 DM für die Monate 
August und September 1989, 1.787 DM für die Zeit von Oktober 
bis Dezember 1989 und 1,706 DM ab Januar 1990; Krankheits­
vorsorgeunterhalt in Höhe von 170,37 DM für die Zeit vom 12. 
bis 30. September 1989 und Altersvorsorgeunterhalt in Höhe 
von 297,74 DM für die Zeit vom 12. bis 30. September 1989, 
monatlich 334,17 DM für die Zeit von Oktober bis Dezember 
1989 und monatlich 319,02 DM ab Januar 1990. Im übrigen 
wurden die Rechtsmittel zurückgewiesen.

Hiergegen wendet sich der Ehemann mit der zugelassenen 
Revision, mit der er das Berufungsurteil angreift, soweit er 
zu Elementarunterhalt von mehr als monatlich 894 DM für die 
Zeit vom 23. Juni bis 31. Juli 1989, 1.345 DM für die Zeit 
vom 1. August bis 31. Dezember 1989 und 1.222 DM ab
1. Januar 1990 sowie Altersvorsorgeunterhalt von mehr als 
159,29 DM für die Zeit vom 12. bis 30. September 1989, 
monatlich 251,52 DM für Oktober bis Dezember 1989 und 
monatlich 228,51 DM ab 1, Januar 1989 verurteilt worden 
ist.
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Entscheidunosqründe:

Die Revision führt zur teilweisen Aufhebung des ange­
fochtenen Urteils und insoweit zur Zurückverweisung an die 
Vorinstanz; im übrigen hat sie keinen Erfolg.

I.

Die Revision ist unbeschränkt zulässig. Sie ist im 
Tenor des angefochtenen Urteils ohne Einschränkung zugelas­
sen. Ob das Berufungsgericht die Zulassung gleichwohl mit 
den Ausführungen in den Entscheidungsgründen auf die Frage 
"der für die Ehefrau als angemessen anzusehenden Erwerbs­
tätigkeit (S 1574 Abs. 2 BGB)" hat beschränken wollen, kann 
offen bleiben. Wenn eine solche Beschränkung gewollt sein 
sollte, wäre sie unwirksam; denn die Entscheidung über die 
die Frage, welche Erwerbstätigkeit für die Ehefrau angemes­
sen ist, kann nicht Gegenstand eines Teilurteils sein (vgl. 
hierzu allgemein Senatsurteil vom 13. Dezember 1989 - IVb ZR 
19/89 = BGHR ZPO § 546 Abs. 1 Satz 1 Revisionszulassung, be­
schränkte 8 m.w.N.}.

II.

1. Das Berufungsgericht hat der Ehefrau gemäß SS 1573 
Abs. 1, 1578 Abs. 1, 2 und 3 BGB nachehelichen Unterhalt ab 
Rechtskraft des Scheidungsurteils zunächst in Form von Ele- 
raentarunterhalt und seit Zustellung der Anschlußberufung am
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12. September 1989 zusätzlich auch in Form von Krankheits­
und Altersvorsorgeunterhalt zugesprochen. Den Unterhaltsbe­
darf der Ehefrau hat es nach den.ehelichen LebensVerhältnis- 
sen der Parteien bestimmt, die hier ausschließlich durch die 
Einkünfte des in der Ehe allein erwerbstätig gewesenen Ehe­
mannes geprägt worden seien. Hierzu hat das Oberlandesge­
richt ausgeführt:

Für das Jahr 1989 sei von den Einkünften des Ehemannes 
auszugehen, wie sie sich aus den vorgelegten Lohnzetteln für 
die Monate Januar bis einschließlich Oktober 1989 ergäben. 
Sonstige Einkünfte habe er nicht erzielt. Nachdem er im 
August 1989 wieder geheiratet habe und infolgedessen von 
diesem Zeitpunkt an nicht mehr - wie zuvor - nach Steuer­
klasse I, sondern nach Steuerklasse III besteuert worden 
sei, seien die hierdurch bedingten Einkommensverbesserungen 
auch für die Bemessung des Unterhaltsanspruchs der Ehefrau 
zu berücksichtigen. Der Ansatz eines Betrages für den Vor­
teil mietfreien Wohnens komme nicht in Betracht. Das frühere 
gemeinschaftliche Haus der Parteien sei bereits 1988, also 
vor dem maßgeblichen Zeitpunkt der Rechtskraft des Schei­
dungsurteils, veräußert worden. Die Aufwendungen, die der 
Ehemann für sein jetziges Haus zu tragen habe, überschritten 
die Kosten einer angemessenen Mietwohnung. Damit scheide der 
Ansatz eines Mietvorteils insgesamt aus.

Im einzelnen hat das Berufungsgericht folgende unter­
haltserhebliche Einkünfte des Ehemannes ermittelt:

a) Für die Zeit vom 23. Juni bis 31. Juli 1989:
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Von Januar bis Juli 1989 habe er unter Zugrundelegung 
der Steuerklasse I ein Nettogehalt von monatlich 5.906,59 DM 
bezogen. Daraus errechne sich unter Berücksichtigung des 
dreizehnten Monatsgehalts ein durchschnittliches Nettoein­
kommen von (5.906,59 DM x 13 s 12 =) 6.398,81 DM. Im Juni 
sei ihm ein Urlaubsgeld von 900 DM brutto in Höhe von 
372,44 DM netto (Auszahlung 6.279,03 DM gegenüber sonst 
ausgezahlten 5.906,59 DM) gezahlt worden. Auf diesen Netto­
betrag könne indessen nicht abgestellt werden. Denn die auf 
das Urlaubsgeld entfallende Steuerprogession sei nicht auf 
einen Monat, sondern auf das gesamte Jahr zu verteilen, so 
daß sie geringer sei und sich der Nettobetrag entsprechend 
erhöhe. Insoweit sei von einem Netto-Urlaubsgeld in Höhe von 
geschätzt (§ 287 ZPO) 500 DM auszugehen. Die Nettobezüge des 
Ehemannes erhöhten sich entsprechend um monatlich 41,67 DM.

Von der Steuererstattung für 1987, die der Ehemann nach 
dem Bescheid des Finanzamts vom 13. Februar 1989 erhalten 
habe, entfielen angesichts der negativen Einkünfte aus sei­
nem jetzigen Haus - an denen die Ehefrau keinen Teil habe - 
nur insgesamt 621,29 DM auf das für die Unterhaltsberoessung 
maßgebliche Einkommen. Dieses erhöhe sich damit um weitere 
(621,29 DM : 12 =) 51,77 DM monatlich.

Das gesamte maßgebliche Monatseinkommen betrage 
hiernach (6.398,21 DM + 41,67 DM + 51,77 DM =) 6.492,25 DM. 
Davon seien monatliche Krankenversicherungsbeiträge von ins­
gesamt 706,39 DM abzuziehen sowie eine Pauschale von monat­
lich 260 DM für berufsbedingte Aufwendungen (gemäß der Düs­
seldorfer Tabelle, Stand 1. Januar 1989) und schließlich der 
vorab zu berücksichtigende Unterhalt der Tochter in Höhe von
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monatlich 800 DM. Als bereinigtes Nettoeinkommen ergebe sich 
damit ein Monatsbetrag von 4.725,86 DM.

b) Für die Zeit ab 1. August 1989:

Nach den Lohnbescheinigungen sei nunmehr von monatli­
chen Nettoeinkünften des Ehemannes in Höhe von 6.959,20 DM 
auszugehen. Einschließlich des dreizehnten Monatsgehalts 
ergebe sich insoweit ein Betrag von (6.959,20 DM x 13 : 12 
=) 7.539,13 DM. Dieser erhöhe sich um das Nettourlaubsgeld 
und die anteilige Steuerrückerstattung auf 7.632,57 DM. Nach 
Abzug der Krankenkassenbeiträge, der Berufspauschale und des 
Unterhalts der Tochter ergebe sich ab August 1989 ein be­
reinigtes Nettoeinkommen von 5.866,18 DM.

Auf der Grundlage; dieser Einkünfte errechne sich - als 
3/7-Anteil - ein Unterhaltsbedarf der Ehefrau in Höhe von 
rund 2.025 DM für die Zeit vom 23. Juni bis 31. Juli und 
rund 2.514 DM ab August 1989.

2. Gegen den hiernach von dem Berufungsgericht gewähl­
ten Ansatz für die Bestimmung des Unterhaltsanspruchs der 
Ehefrau nach § 1573 Abs. 1 i.V. mit S 1578 Abs. 1 BGB erhebt 
die Revision keine Bedenken. Solche sind auch nicht ersicht­
lich.

Die Revision greift jedoch die Berechnung des unter­
haltsrelevanten Einkommens des Ehemannes in einzelnen 
Punkten an und rügt dazu:
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a) Das Berufungsgericht habe rechtsfehlerhaft unter 
Verstoß gegen SS 523, 286, 287 ZPO sowie gegen die Steuer- 
und Denkgesetze auch das dreizehnte Monatsgehalt des Ehe­
mannes mit einem Betrag von 5.906,59 DM bzw. 6.959,20 DM 
netto angesetzt. Das Bruttogehalt habe im maßgeblichen Zeit­
raum monatlich 10.130 DM betragen, für November also 
20.260 DM. Wegen der höheren Steuerprogression entspreche 
aber das im November ausgezahlte Nettogehalt nicht dem 
Doppelten des in den übrigen Monaten ausgezahlten Nettobe­
trages. Nach einer von dem Ehemann selbst gefertigten Auf­
stellung sei das ihm im Jahre 1989 ausgezahlte Weihnachts­
geld mit höchstens 4.900 DM anzusetzen.

Diese Rüge hat teilweise Erfolg. Das Berufungsgericht 
hat zu Recht auch das dreizehnte Monatsgehalt des Ehemannes 
bei der Ermittlung seines unterhaltserheblichen Einkommens 
berücksichtigt. Es hat den Betrag des Weihnachtsgeldes je­
doch nach der von ihm vorgenommenen Berechnung zu hoch ange­
setzt. Denn es hat - anders als das Familiengericht, das in­
soweit zutreffend von einem Jahresbruttoeinkommen von drei­
zehn Monatsgehältern ausgegangen war - nicht beachtet, daß 
die in den Lohnstreifen ausgewiesenen Nettobeträge von mo­
natlich 5.906,59 DM bzw. 6.959,20 DM auf der Grundlage eines 
Jahresbruttoeinkommens von 12 x 10.130 DM errechnet wurden,

a *

während sich durch das dreizehnte Monatsgehalt aufgrund der 
Steuerprogression eine entsprechend höhere Einkommensteuer 
ergab. Der Ehemann hat daher (vorbehaltlich der infolge 
seiner Wiederverheiratung rückwirkend eingetretenen Steuer­
entlastung, die sich bei der Veranlagung im Folgejahr aus­
gewirkt und dann das unterhaltserhebliche Einkommen erhöht 
haben dürfte, vgl. SS 42 ff, 46 EStG) im Jahre 1989
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insgesamt nicht den dreizehnfachen Betrag der in den Lohn­
streifen ausgewiesenen Monatsnettobezüge erhalten. Für die 
Bemessung des Unterhaltsanspruchs (jer Ehefrau auf der Grund­
lage der ehelichen Lebensverhältnisse ist indessen grund­
sätzlich auf das tatsächliche, nach der konkreten Steuerbe­
lastung verfügbare Nettoeinkommen des unterhaltspflichtigen 
Ehegatten abzustellen (ständige Rechtsprechung; vgl. Senats­
urteil vom 31. Januar 1990 - XII ZR 35/89 ■ BGHR BGB S 1578 
Abs. 1 Satz 1 Unterhaltsbemessung 21 m.N.). Da das Beru­
fungsurteil dem bei dem Ansatz des Weihnachtsgeldes nicht 
entspricht, kann es in diesem Punkt nicht bestehen bleiben.

Das Berufung«gerieht hat jedoch nach der - schon aus 
anderen Gründen (s. dazu unten Abschnitt 4 b) gebotenen - 
ZurückVerweisung Gelegenheit, anhand ergänzender Lohnstrei­
fen erneut zu prüfen, welche Nettobezüge der Ehemann tat­
sächlich in den maßgeblichen Zeiträumen erhalten hat. Dabei 
wird, u.U. in gegenläufigem Sinn, auch zu beachten sein, daß 
der vorgelegte Lohnstreifen für September 1989 entgegen der 
Annahme im Berufungsurteil (S. 14 oben) nicht ein Nettoein­
kommen von 6.959,20 DM, sondern ein solches von 8.011,81 DM 
ausweist.

b) Die Revision beanstandet ferner die Behandlung des 
Uriaubsgeldes und führt dazu aus: Einkommensbestandteil 
könne nur der dem Unterhaltspflichtigen tatsächlich verblei­
bende Nettobetrag des Urlaubsgeldes sein, hier also nur der 
dem Ehemann im Juni 1989 ausgezahlte Betrag von 372,44 DM. 
Hingegen gehe es nicht an, die auf das Urlaubsgeld tatsäch­
lich entfallende Steuerprogression nicht auf einen Monat, 
sondern auf das gesamte Jahr zu verteilen mit der Folge, daß 
sich der Nettobetrag entsprechend erhöhe.
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Diese Rüge ist nicht begründet. Die Einkommensteuer ist 
eine Jahressteuer (§ 2 Abs. 7 Satz 1 EStG). Demgemäß ist 
auch das für ein ganzes Jahr gewährte Brutto-Urlaubsgeld 
steuerlich auf das Jahr umzulegen. Die von dem Berufungsge­
richt angewandte Berechnungsmethode ist daher zutreffend.

Daß das Berufungsgericht auf dieser Grundlage bei 
seiner Schätzung zu einem unvertretbaren Ergebnis gelangt 
sei, behauptet die Revision nicht. Das ist auch nicht er­
sichtlich. Das durchschnittliche Nettoeinkommen des Ehe­
mannes ist daher entgegen der Auffassung der Revision nicht 
nur um ein anteiliges Urlaubsgeld in Höhe von 1/12 von 
372,44 DM, sondern mit dem Berufungsgericht um monatlich 
41,67 DM zu erhöhen.

c) Gegen die Berücksichtigung der anteiligen Steuer­
rückerstattung mit monatlich 51,77 DM, der berufsbedingten 
Aufwendungen des Ehemannes in Höhe von monatlich 260 DM und 
seiner Krankenversicherungsbeiträge in Höhe von monatlich 
706,39 DM erhebt die Revision - als dem Ehemann günstig - 
keine Einwendungen. Das Berufungsurteil läßt insoweit auch 
keinen Rechtsfehler zum Nachteil des Ehemannes erkennen.

Das unterhaltsrechtlich relevante Monatseinkommen des 
Ehemannes ist daher bis auf das anteilige Weihnachtsgeld in 
der von dem Berufungsgericht angenommenen Weise festzuset­
zen. Das Weihnachtsgeld ist für die Revisionsinstanz mit dem 
von der Revision angegebenen Betrag von 4.900 DM zugrunde zu 
legen. Damit ergeben sich auf der bisherigen Bemessungs­
grundlage die folgenden bereinigten Einkommensbeträge: Für 
die Zeit vom 23. Juni bis 31. Juli 1989 monatlich
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4.641,97 DM (5.906,59 + 1/12 von 4.900 = 408,33 + 41,67 + 
51,77 - 706,39 - 260 - 800) und ab August 1989 monatlich 
5.694,58 DM (6.959,20 + 408,33 +.41,67 + 51,77 - 706,39 - 
260 - 800).

3. Den Unterhaltsbedarf der Ehefrau hat das Berufungs­
gericht mit 3/7 des bereinigten Einkommens des Ehemannes be­
messen .

a) Für die Zeit bis einschließlich September 1989 hat 
es ihr den so ermittelten Unterhalt in voller Höhe zuge­
sprochen und dazu ausgeführt: Die Ehefrau, die erst zum
Oktober 1989 eine. Erwerbstätigkeit gefunden habe, habe sich

*

nach Ablauf des Trennungsjahres im August 1987 in einer 
Vielzahl von Fällen auf Stellen in ihrem erlernten Beruf als 
Erzieherin beworben. Ihre Chancen, wieder in diesem oder 
einem verwandten Beruf tätig zu werden, seien jedoch ange­
sichts ihres Alters und der erheblichen Anzahl jüngerer, 
erstmals in das Berufsleben drängender Bewerberinnen sehr 
gering. Auf andere, ungleichwertige Tätigkeiten müsse sie 
sich nach, einer Ehe von 23 Jahren Dauer, die zudem durch 
besonders günstige wirtschaftliche Verhältnisse geprägt 
gewesen sei, nicht verweisen lassen. "Einfache" Tätigkeiten, 
etwa als Telefonistin, Verkäuferin oder in ähnlicher Stel­
lung seien ihr nicht mehr zuzumuten. Es gereiche ihr daher 
unterhaltsrechtlich nicht zum Vorwurf, daß sie sich, soweit 
es um die Zeit vom 23. Juni bis zum 30. September 1989 gehe, 
nicht auf solche oder vergleichbare Stellen beworben habe.

b) Diese Beurteilung greift die Revision ohne Erfolg
an.
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Während der Trennungszeit kann der nicht erwerbstätige 
Ehegatte nur unter wesentlich engeren Voraussetzungen 
darauf verwiesen werden, seinen Unterhalt durch Ausübung 
einer Erwerbstätigkeit selbst zu verdienen, als dies gemäß 
§ 1574 BGB nach der Scheidung der Ehe der Fall ist (Senats­
urteil vom 12. Juli 1989 - IVb ZR 66/88 = FamRZ 1989, 1160, 
1161). Dabei kommt bei der Würdigung der persönlichen Ver­
hältnisse des nicht erwerbstätigen Ehegatten neben seinem 
Alter, Gesundheitszustand und seiner Berufsausbildung auch 
einer früher ausgeübten beruflichen Betätigung maßgebliche 
Bedeutung zu (vgl. § 1361 Abs. 2 BGB; Senatsurteil vom
4. November 1981 - IVb ZR 629/80 = FamRZ 1982, 148, 150 
m.N.). Das Berufungsgericht hat es unter diesem Gesichts­
punkt rechtsfehlerfrei als ausreichend angesehen, daß sich

«

die Ehefrau bis zum Ablauf der Trennungszeit im Juni 1989 
nur um Tätigkeiten in dem Bereich ihres früher erlernten 
Berufes und nicht zugleich um andere, insbesondere einfache 
Frauenarbeiten, beworben hat. Da derartige Bemühungen häufig 
nicht innerhalb weniger Wochen zu einem Erfolg führen, ist 
der Ehefrau auch für die Dauer der folgenden Monate Juli bis 
September 1989 die Verletzung einer Erwerbsobliegenheit 
nicht vorzuwerfen. Fiktive Eigeneinkünfte sind ihr daher 
entgegen der Auffassung der Revision für diesen Zeitraum 
nicht anzurechnen.

c) Die Ehefrau hat demgemäß für die Zeit vom 23. Juni 
bis 31. Juli 1989 jedenfalls Anspruch auf Unterhalt in Höhe 
von monatlich rund 1.989 DM (3/7 von 4.641,97 DM). Für die 
Monate August und September 1989 kann sie jedenfalls monat­
lich rund 2.440 DM Elementarunterhalt beanspruchen, dazu für
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die Zeit vom 12. bis zum 30. September 1989 Krankheitsvor­
sorgeunterhalt in nicht angegriffener Höhe von 170,37 DM und 
einen Altersvorsorgebetrag von 288.DM.

Insoweit hat das angefochtene Urteil Bestand. Ober das 
darüber hinausgehende Begehren wird nach der Feststellung 
des tatsächlichen Einkommens des Ehemannes unter Berück­
sichtigen des dreizehnten Monatsgehalts erneut zu befinden
sein.

4. a) Für die 2eit ab Oktober 1989 hat das Berufungsge­
richt die Nettoeinkünfte der Ehefrau aus ihrer Tätigkeit in 
dem Einrichtungshaus (1.338,90 DM) - nach Ansatz einer 
Pauschale von 5% für berufsbedingte Aufwendungen und Be­
rücksichtigung eines eigenen "Berufsbonus" von 1/7 - in Höhe 
von monatlich 1.090,24 DM als unterhaltsrechtlich relevant 
festgestellt. Es hat diese Einkünfte jedoch gemäß S 1577 
Abs. 2 Satz 2 BGB nur in Höhe von 2/3 - mit 726,83 DM - auf 
den Unterhaltsbedarf der Ehefrau von monatlich 2.514 DM an­
gerechnet, weil es sich um Einkünfte aus einer unzumutbaren 
Tätigkeit handele: Die Ehefrau habe ihren Beruf als Erziehe­
rin nach der Geburt der Tochter im Jahre 1969 aufgegeben, um 
sich ganz den familiären Belangen zu widmen. Am 23. Juni 
1989 sei sie 48 (richtig: 50) Jahre alt gewesen, die Ehezeit 
habe bis dahin 23 Jahre betragen. Bei dieser Sachlage komme
den ehelichen Lebensverhältnissen ein erhebliches Gewicht1
für die Angemessenheit einer für die Ehefrau in Betracht 
kommenden Erwerbstätigkeit zu. Die gebotene Abwägung aller 
in § 1574 Abs. 2 BGB genannten Umstände führe zu dem Ergeb­
nis, daß der Ehefrau eine der erlernten Tätigkeit als Er­
zieherin nicht gleichwertige Tätigkeit nicht zuzumuten sei.
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Als Erzieherin habe sie auf dem Arbeitsmarkt kaum Chancen. 
Welche andere, als gleichwertig zu bezeichnende Tätigkeit 
sie in ihrem Alter ausüben könne, sei nicht ersichtlich. Die 
nunmehr ausgeübte Tätigkeit einer Verkäuferin in einem grö­
ßeren Einrichtungshaus entspreche angesichts eines Nettoge­
halts von nur 1.338,90 DM monatlich weder dem individuellen 
gehobenen Ausbildungsniveau der Ehefrau als Erzieherin noch 
dem durch die hervorgehobene Position des Ehemannes in einer 
Ehezeit von 23 Jahren erreichten sozialen Status, durch den 
der Standard der Lebensführung der Parteien geprägt worden 
sei.

b) Diese Ausführungen halten der rechtlichen Nachprü­
fung nicht stand.

Daß die Tätigkeit in dem "Haus für gepflegte Wohnkul­
tur" , die sie selbst gesucht und aufgenommen hat (vgl. 
hierzu Senatsurteil vom 8. Juni 1988 - IVb ZR 68/87 = BGHR 
BGB § 1361 Lebensverhältnisse 1 = FamRZ 1988, 1145, 1146), 
den Fähigkeiten, dem Lebensalter und Gesundheitszustand der 
Ehefrau entspricht (§ 1574 Abs. 2 BGB), stellt das Beru­
fungsgericht rechtsfehlerfrei nicht in Frage. Es hält die 
Tätigkeit gleichwohl vor allem wegen des geringen 
(Anfangs-)Gehalts, gemessen an den hohen Einkünften, die der 
Familie jahrelang aus der beruflichen Tätigkeit des Eheman­
nes zur Verfügung standen und die ehelichen Lebensverhält- 
nisse prägten, nach dem "individuellen gehobenen Ausbil­
dungsniveau der Ehefrau als Erzieherin" nicht für angemes­
sen. Mit dieser Beurteilung hat das Berufungsgericht 
rechtsfehlerhaft einem einzelnen Kriterium, nämlich der
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- hier zudem nahezu dreißig Jahre zurückliegenden - Aus­
bildung der Ehefrau eine herausgehobene, überwiegende Be­
deutung beigemessen. Es hätte jedoch alle Umstände, die für 
die Bewertung einer Erwerbstätigkeit als angemessen zu be­
rücksichtigen sind, umfassend gegeneinander abwägen müssen 
(vgl. Senatsurteil vom 8. Februar 1984 - IVb 2R 54/82 =
FamRZ 1984, 561, 562). Für die Bewertung des "Ausbildungs- 
niveaus" der Ehefrau hatte das Berufungsgericht im übrigen 
zumindest Feststellungen über den Inhalt und Abschluß ihrer 
damaligen Ausbildung treffen müssen. Es ist erkennbar von 
einem feststehenden Berufsbild der "Erzieherin" ausgegangen; 
dieser Beruf hat indessen in den letzten Jahren in seinen 
Ausbildungsgängen eine so vielgestaltige Entwicklung genom­
men, daß ein einheitliches Berufsbild, jedenfalls im Ver­
gleich zu einer Ausbildung aus den frühen 60er Jahren, nicht 
zugrunde gelegt werden kann. Nachdem Erzieherinnen in den 
Nachkriegsjahren in der Regel in Seminaren als Kindergärt­
nerinnen oder Hortnerinnen in unterschiedlichen Formen aus- 
gebildet worden waren, hat die Kultusministerkonferenz im 
Jahre 1967 zur Vereinheitlichung eine "Rahmenvereinbarung 
über die sozialpädagogischen Ausbildungsstätten" und nach 
unterschiedlicher Entwicklung in den einzelnen Bundesländern 
im Jahre 1982 eine neue "Rahmenvereinbarung für die Ausbil­
dung und Prüfung von Erziehern/Erzieherinnen" beschlossen, 
auf deren Grundlage die Länder sodann die Erzieherausbildung 
geregelt haben. Dazu sind in den verschiedenen Bundesländern 
Fachakademien bzw. Fachschulen für Sozialwesen oder Sozial­
pädagogik gegründet worden, in denen nach landesrechtlich 
unterschiedlichen AusbildungsvorausSetzungen eine in der 
Regel dreijährige - theoretische und praktische - Ausbildung
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absolviert wird, die mit einer staatlichen Prüfung ab­
schließt. Weiterbildung durch berufsqualifizierende Maßnah­
men, etwa im Bereich Heil- und Sonderpädagogik, ist möglich 
und wird ebenfalls von dem Berufsbild "Erzieher" umfaßt 
(vgl. im einzelnen Blätter zur Berufskunde, 6. Aufl. 1989, 
Erzieher/Erzieherin insbesondere S. 19, 20, 21, 25, 42,
68 f).

Daß die Ehefrau bereits zu Beginn der 60er Jahre eine 
vergleichbare Ausbildung durchlaufen hat, kann ohne ent­
sprechende Feststellungen nicht angenommen werden. Damit 
entbehrt die Beurteilung des Berufungsgerichts, die jetzige 
Tätigkeit der Ehefrau sei angesichts ihres gehobenen Aus­
bildungsniveaus als Erzieherin nicht angemessen (§ 1574 Abs. 
2 BGB) und ihr daher nicht zuzumuten, einer nachprüfbaren 
Grundlage.

Soweit das Berufungsgericht seine Beurteilung daneben 
auf den in 23jähriger Ehezeit erreichten sozialen Status 
gestützt hat, ist dem zwar im Ausgangspunkt insoweit zu 
folgen, als § 1574 Abs. 2 BGB die Angemessenheit einer Er­
werbstätigkeit des geschiedenen Ehegatten auch von den ehe­
lichen Lebensverhältnissen - in der ganzen Breite dieses 
Kriteriums - abhängig macht. Dennoch steht auch die Berück­
sichtigung der ehelichen Lebensverhältnisse unter dem vor­
rangig zu beachtenden Gebot der wirtschaftlichen Eigenver­
antwortung (S 1569 BGB), die es dem geschiedenen Ehegatten 
grundsätzlich auferlegt, selbst für seinen Unterhalt zu 
sorgen. Da er allerdings gemäß § 1574 Abs. .1 BGB nur eine 
ihm angemessene Erwerbstätigkeit auszuüben braucht, kann 
sich bei langer Ehedauer in gehobenen wirtschaftlichen 
Verhältnissen der Kreis der als angemessen in Betracht
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kommenden Erwerbstätigkeiten verengen. Das bedeutet aber 
nicht, daß für eine Ehefrau von 50 Jahren, deren frühere 
Ausbildung u.U. der heute gesetzlich vorgesehenen Qualifi­
kation für den Beruf einer Erzieherin nicht (mehr) ent­
spricht, nach 23jähriger Ehe in guten finanziellen Verhält­
nissen praktisch keine angemessene ErwerbsmÖglichkeit auf 
dem Arbeitsmarkt bestünde. Ebensowenig kann bei den gege­
benen Verhältnissen die Tätigkeit als Verkäuferin in einem 
gehobenen Einrichtungshaus von vornherein als nicht ange­
messen beurteilt werden, ohne daß nähere Feststellungen etwa 
zu dem Stil des Hauses und den dort herrschenden Arbeitsbe­
dingungen, etwa zu Art und Umfang des regelmäßigen Publi­
kumsverkehrs, getroffen sind.

Die Beurteilung, ob die derzeitige Tätigkeit der Ehe­
frau für sie angemessen im Sinne von S 1574 Abs. 2 BGB ist, 
setzt nach alledem in mehrfacher Hinsicht weitere tatsäch­
liche Feststellungen voraus.

c) Für die Revisionsinstanz ist daher zugunsten des 
Ehemannes davon auszugehen, daß die derzeitige Tätigkeit der 
Ehefrau angemessen und zumutbar ist. Ihr Unterhaltsbedarf 
wird unter dieser Voraussetzung durch eigene anrechenbare 
Einkünfte in Höhe von monatlich 1.090,24 DM sichergestellt, 
die das Berufungsgericht nach demselben Maßstab ermittelt 
hat wie das unterhaltsrelevante Einkommen des Ehemannes.

d) Bei einem ermittelten Bedarf von monatlich 2.440 DM 
hat die Ehefrau danach für die Zeit von Oktober bis Dezember 
1989 zumindest Anspruch auf monatlichen Unterhalt von rund 
1.349 DM.
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Daneben schuldet ihr der Ehemann für diesen Zeitraum 
jedenfalls einen Altersvorsorgeunterhalt in Höhe von monat­
lich rund 252 DM.

e) Für die Zeit ab Januar 1990 hat das Berufungsge­
richt, von der Revision unbeanstandet, ein anrechenbares 
Einkommen der Ehefrau von monatlich 1.212,39 DM netto an­
genommen. Durch dieses ermäßigt sich ihr Unterhaltsanspruch 
nach den bisherigen Feststellungen auf monatlich rund 
1.227 DM zuzüglich Altersvorsorgeunterhalt von rund 229 DM.

In diesem Um.fang ist das Berufungsurteil zu bestäti­
gen .

Im übrigen ist die Sache zur Nachholung weiterer Fest­
stellungen und zur erneuten Prüfung.und Entscheidung an das 
Oberlandesgericht zurückzuverweisen..

Dieses wird im weiteren Verfahren Anlaß zu der Prüfung 
haben, ob es gerechtfertigt ist, vom Einkommen des Ehemannes 
eine Pauschale von 260 DM vorweg als berufsbedingten Aufwand 
anzusetzen, obwohl auch die Abweichung von dem Halbteilungs­
grundsatz bei der Bemessung des Unterhaltsanspruchs der Ehe­
frau (mit 4/7 Anteilen für den Ehemann) ihre innere Recht­
fertigung - mit - daraus ableitet, daß der mit der Ausübung



einer Erwerbstätigkeit verbundene Aufwand berücksichtigt 
werden muß (vgl. Senatsurteil vom 31. Januar 1990 - XII ZR 
21/89 = BGHR BGB § 1578 Abs. 1 Sa't2 1 Unterhaltsbemessung 20 
« FamRZ 1990, 979, 981 m.w.N.).

Lohmann Portmann Blumenröhr

Krohn Knauber
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